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11. Wahlperiode 
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Große Anfrage 

der Abgeordneten Frau Dr. Hamm-Brücher, Frau Geiger, Frau Schmidt (Nürnberg), 
Frau Nickeis, Frau Adler, Frau Beck-Oberdorf, Frau Becker-Inglau, Frau Blunck, 
Frau Brahmst-Rock, Frau Bulmahn, Frau Conrad, Frau Dr. Däubler-Gmelin, Frau 
Dempwolf, Frau Dr. Dobberthien, Frau Eid, Frau Faße, Frau Fischer, Frau Flinner, 
Frau Folz-SteinaCker, Frau Fuchs (Köln), Frau Fuchs (Verl), Frau Ganseforth, Frau 
Garbe, Frau Dr. Götte, Frau Hämmerie, Frau Dr. Hartenstein, Frau Hasselfeldt, Frau 
Dr. Heiiwig, Frau Mensel, Frau Hiilerich, Frau Hoffman (Soltau), Frau Kelly, Frau 
Krieger, Frau Limbach, Frau Luuk, Frau Männie, Frau Dr. Martiny, Frau Matthäus- 
Maier, Frau Dr. Niehuis, Frau Odendahi, Frau Oesterie-Schwerin, Frau Olms, Frau 
Pack, Frau Renger, Frau Rönsch (Wiesbaden), Frau Rust, Frau Saibold, Frau 
Schiiling, Frau Schoppe, Frau Dr. Segaii, Frau Sei ier- Ai bring, Frau Seuster, Frau 
Simonis, Frau Dr. Skarpeiis-Sperk, Frau Steinhauer, Frau Terborg, Frau Teubner, 
Frau Dr. Timm^ Frau Traupe, Frau Trenz, Frau Unruh, Frau Vennegerts, Frau 
Verhüisdonk, Frau Dr. Vollmer, Frau Weiler, Frau Weyel, Frau Wieczorek-Zeul, Frau 
Will-Feld, Frau Wilms-Kegei, Frau Dr. Wisniewski, Frau Wollny, Frau Würfel 


Menschenrechtsverletzungen an Frauen 


Menschenrechte haben für Männer, Frauen und Kinder gleicher- 
maßen Gültigkeit. Dennoch gibt es besondere Formen von Men- 
schenrechtsverletzungen, von denen ausschüeßlich Frauen be- 
troffen sind. Oft „verschwinden"' sie durch illegale Regierungs- 
praktiken. Ihr Schicksal kann nicht mehr aufgeklärt werden. 

Zu den von Menschenrechtsverletzungen bedrohten Frauen 
gehören auch die, die zur Prostitution gezwungen werden bzw. in 
Bordelle und ins Ausland verschleppt werden (Menschenhandel). 

Art und Umfang des Schicksals politisch verfolgter Frauen bleiben 
häufig im dunkeln und haben bisher nicht genügend Beachtung 
in der WeltöffenÜichkeit gefunden. Deshalb benötigen verfolgte 
und menschenunwürdig behandelte Frauen (insbesondere dann, 
wenn sie der Vergewaltigung, der sexuellen Nötigung und Er- 
niedrigung als Mittel der Folter ausgesetzt sind) in besonderer 
Weise der Beachtung und Sohdarität freiheithcher Gesellschaften. 
Dies gilt auch für die spezifischen menschenrechtspoütischen 
Aspekte von Frauen als Flüchtlinge und Asylsuchende. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über Men- 
schenrechtsverletzungen an Frauen (z.B. Folter, Erniedri- 
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gung, Geiselnahme etc.) in aller Welt und insbesondere über 
das Ausmaß spezieller Mißhandlungen an weibbchen pohti- 
schen Häftlingen? 

2. Welche Erkenntnisse hat die Btmdesregienmg über Regie- 
rungen, die Menschenrechtsverletzungen an Frauen in aller 
Welt durch Väter, Ehemänner imd Brüder nicht nachgehen, 
weü traditionelle MoralvorsteUvmgen dem entgegenstehen? 

3. ln welchen Regionen und Staaten sind Menschenrechtsverlet- 
zungen an Frauen überproportional zu registrieren, und wie 
hat die Bundesregierung angesichts dieser Menschenrechts- 
verletzungen gegenüber den Regierungen dieser Staaten rea- 
giert? 

4. Ist die Bundesregierung bereit, ihre Auslandsvertretungen 
anzuweisen, entsprechendes Material und weitere Informa- 
tionen zm Menschenrechtssituation von Frauen zu sammeln 
und den zuständigen deutschen Behörden und den Gerichten 
zur Verfügung zu stellen? 

5. Gibt es bei internationalen Organisationen Untersuchungs- 
kommissionen, die sich speziell mit Menschenrechtsverlet- 
zungen an Frauen beschäftigen? 

Wenn ja, welche Ergebnisse liegen vor? 

Wenn nein, ist die Bundesregienmg bereit, solche Kommissio- 
nen anzuregen? 

6. Ist die Bundesregierung bereit, sich auf internationaler Ebene 
dcifür einzusetzen, das „Verschwindenlassen" von Menschen 
in den Katalog der Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
aufzunehmen und die Angehörigenorganisationen, wie etwa 
die „Mütter von der Plaza de Mayo", zu unterstützen? 

7. Ist die Bundesregierung bereit, Initiativen zur Ergänzvmg von 
bereits vorhandenen Menschenrechtskonventionen zu ergrei- 
fen mit dem Ziel, die speziellen Schutzbedürfnisse (z.B. 
Schutz vor Vergewaltigvmg und anderer sexueller Mißhand- 
Ivmg, Schutz der Mütter imd Kinder und anderer) verfolgter 
Frauen zu berücksichtigen? 

8. TeUt die Bundesregierung die Auffassung des UNHCR, daß 
aufgrund ihres Geschlechtes verfolgte Frauen dem in der 
Genfer Flüchtlingskonvention aufgeführten Verfolgungs- 
grund „wegen . . . Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
Gruppe" zuzuordnen sind? Inwieweit hat sich diese Aus- 
legung in der Anerkennungspraxis durchgesetzt, imd auf 
welche Weise wird die Bundesregierung den Empfehlungen 
des UNHCR Nachdruck verleihen? 

9. Ist die Bundesregierung ferner bereit, Bestrebungen zu för- 
dern, den Verfolgungsgrund „Geschlecht" in die Genfer 
Flüchüingskonvention aufnehmen zu lassen? 

10. Ist die Bundesregierung bereit, gesonderte Initiativen zur 
Linderung des besonders schweren Loses von Frauen als 
Flüchtlinge (z. B. für schwangere Frauen, Frauen mit Klein- 
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kindern) zu ergreifen (z. B. über den Flüchtlingskommissar 
der VN), und sind in diesem Zusammenhang der Bundesre- 
gierung Projekte in Flüchtlingslagern der Dritten Welt 
bekannt, die Flüchtlingsfrauen anleiten, in Selbsthilfe ihre 
Situation zu verbessern? 

Wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, diese Projekte über 
den UNHCR oder NGOs zu unterstützen bzw. weitere Pro- 
jekte anzuregen? 

11. Welche internationalen Überlegungen zur Situation asyl- 
suchender Frauen (vgl. Antwort auf Frage 7 zur Kleinen 
Anfrage zur Situation asylantragstellender Frauen - Drucksa- 
che 11/345) überprüft die Bundesregierung gegenwärtig, wel- 
chen Überlegimgen gedenkt sich die Bundesregierung anzu- 
schheßen, und wie stellt sie sich die politische Umsetzung vor? 

12. Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend den vom Euro- 
päischen Parlament verabschiedeten Grundsätzen darauf hin- 
zuwirken, daß die nationalen Asylverfahren im Bereich der 
Gemeinschaft besser aufeinander abgestimmt werden, und 
imterstützt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
Bestrebungen, einen EG-Beauftragten für Asylangelegen- 
heiten einzusetzen? 

13. In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung das geplante 
' Projekt einer UNHCR-Studie zu unterstützen, mit der die 

Situation asylsuchender und -berechtigter Frauen in der Bim- 
desrepublik Deutschland untersucht und Vorschläge zur Ver- 
besserung dieser Situation gemacht werden sollen? 

14. Wird die Bundesregierung insbesondere der Empfehlung des 
UNHCR entsprechen und für Ehepartner und -Partnerinnen 
von anerkannten Asylberechtigten sowie deren Kindern ein 
eigenständiges Aufenthaltsrecht juristisch verankern? 

15. Ist die Bundesregierung bereit, die Situation asylantragstel- 
lender Frauen in der Bundesrepublik Deutschland z. B. 
dadurch zu verbessern, indem sie dafür sorgt, 

— daß durch den Wunsch dieser Frauen, sich weibhchen 
Mitarbeitern des Bundesamtes anzuvertrauen und sich 
durch Dolmetscherinnen übersetzen zu lassen, aufgrund 
der Personalsituation das Asylverfahren nicht zusätzlich 
verlängert wird; 

— daß die asylantragstellenden Frauen auf eine solche Mög- 
lichkeit gezielt hingewiesen werden; 

— daß asylantragstellende Frauen psychisch belastende Asyl- 
gründe (wie z. B. sexuelle Folter) nachträghch in das Ver- 
fahren einbringen oder zum Gegenstand eines neuen Ver- 
fahrens machen können, ohne daß ein solches Vorgehen 
als „gesteigertes Vorbringen" und damit als unglaubwür- 
dig gewertet wird? 

16. Gibt es besondere Hilfsmaßnahmen für in der Bundesrepubhk 
Deutschland asylsuchende Frauen? 
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Wenn ja, welche Hilfsmaßnahmen hat die Bundesregierung 
initiiert oder gefördert, und welche zusätzhchen Maßnahmen 
gedenkt sie einzuleiten? 

17. Wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen, daß die das 
Asylverfahren flankierenden Maßnahmen insoweit zurück- 
genommen werden, wie sie Frauen zusätzhch zur ungewissen 
Fluchtsituation psychisch belasten (z. B. Aufhebung des Koch- 
verbotes in Sammellagern, Überlassung von ausreichendem 
Wohnraum zur Erhaltung der famUiären Privatsphäre und der 
persönhchen Intimsphäre)? 

18. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung dagegen 
zu unternehmen, daß deutsche Agenturen und Vermittlungs- 
stellen Mädchen und Frauen aus dem Ausland zur Ausbeu- 
tung durch Bordelle und andere Vernügungslokale in die 
Bundesrepubhk Deutschland verbringen und innerhalb der 
Bimdesrepubhk Deutschland und Europa „verschieben"? 

19. Was hat die Bundesregierung unternommen, um sicherzustel- 
len, daß die für diesen Menschenhandel mit Mädchen und 
Frauen Verantworüichen strafrechüich belangt werden? 

20. Welche Erkenntrüsse über die Lebensumstände, die finan- 
zielle und rechthche Lage, in denen diese zur Prostitution 
gezwungenen Frauen in der Bundesrepubhk Deutschland 
leben, hegen der Bundesregierung vor? Welche Möghchkei- 
ten sieht sie, um diesen Frauen in Zwangs- und Notlagen zu 
helfen? 


Bonn, den 24. März 1988 



Frau Dr. Hamm-Brücher 

Frau Hämmerle 

Frau Schoppe 

Frau Geiger 

Frau Dr. Hartenstein 

Frau Dr. Segall 

Frau Schmidt (Nürnberg) 

Frau Hasselfeldt 

Frau Seiler- Albring 

Frau Nickels 

Frau Dr. Hellwig 

Frau Seuster 

Frau Adler 

Frau Hensel 

Frau Simonis 

Frau Beck-Oberdorf 

Frau Hillerich 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk 

Frau Becker-Inglau 

Frau Hoffman (Soltau) 

Frau Steinhauer 

Frau Blunck 

Frau Kelly 

Frau Terborg 

Frau Brahmst-Rock 

Frau Krieger 

Frau Teubner 

Frau Bulmahn 
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Frau Dr. Timm 
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Frau Luuk 
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Frau Dr. Däubler-Gmelin 
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Frau Dempwolf 
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Frau Oesterle-Schwerin 

Frau Weiler 
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Frau Olms 

Frau Weyel 

Frau Folz-Steinacker 

Frau Pack 
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Frau Fuchs (Verl) 

Frau Rönsch (Wiesbaden) 

Frau Wilms-Kegel 

Frau Ganseforth 

Frau Rust 

Frau Dr. Wisniewski 

Frau Garbe 

Frau Saibold 

Frau Wollny 

Frau Dr. Götte 

Frau Schilling 

Frau Würfel 


4 



Deutscher Bundestag- 11. Wahlperiode DrUCkSSChS 11/1801 (nSU) 


Begründung 

Die „Große Anfrage" soll der Information imd der Aufklärung der 
Öffentlichkeit und der Unterstützung der von Menschenrechts- 
verletzungeri besonders betroffenen Frauen in aller Welt dienen 
und dabei die frauenspezifisch besonders gravierenden Aspekte 
von Menschenrechtsverletzungen deutlich machen. Dabei ist es 
den Unterzeichnerinnen und Unterzeichnern wichtig, auch auf 
die frauenspezifisch besonders gravierenden Aspekte von Men- 
schenrechtsverletzimgen öffentlich aufmerksam zu machen. 

Viele Frauen werden nicht allein wegen ihres Glaubens, ihrer 
politischen Überzeugungen oder wegen ihrer Teilnahme an poli- 
tischen, religiösen oder gewerkschafthchen Aktivitäten verfolgt, 
sondern wegen ihres Geschlechts, weü sie Frauen sind. Sie wer- 
den auch verfolgt und inhaftiert, weü sie gegen überlieferte' kul- 
turelle Normen und Sitten oder gegen religiöse Vorschriften auf- 
begehren, die nicht im Einklang mit den Menschenrechts-Pakten 
der Vereinten Nationen stehen, oder weü sie gegen die ihnen von 
der GeseUschaft auferlegte RoUe opponieren. 

Häufig sind Frauen jeden Alters imd aus aUen sozialen Schichten 
auch deshalb Opfer von Verfolgung, weü sie Angehörige (Ehe- 
frauen, Mütter, Großmütter, Schwestern, Töchter oder Freimdin- 
nen) von Männern sind, die von den Machthabern verfolgt wer- 
den. Sie werden als „Geisel" in Haft genommen, unter Druck 
gesetzt oder gefoltert, um von ihren Männern imd Famüien Aus- 
sagen imd Geständnisse zu erpressen. 

Auch werden häufig ihre Kinder als „Geisel" genommen, um 
Frauen zu quälen und zu erpressen. 

Besonders zu berücksichtigen ist bei aUen Formen von Verfol- 
gung, daß Frauen in ihren verschiedenen Verfolgungssituationen 
einem Polizei-, Müitär- und Verwaltungsapparat besonders hilf- 
los, oft qualvoU ausgeliefert sind, der oft ausschließlich aus Män- 
nern besteht. Ihre Behandlimg in Verhör- und Haftsituationen, die 
Anwendung von Folter, vor aüem die sexueUen Übergriffe, sind 
ziuneist nicht auf ihre wirkliche oder vermeintliche Gegnerschaft 
zum herrschenden Regierungssystem gerichtet, sondern zielen 
auf die Verletzimg ihrer Identität und Integrität als Frau. SexueUe 
Gewalt wird häufig als ein überlegtes Mittel eingesetzt, um ihre 
Persönlichkeit und Menschenwürde als Frau zu zerstören. 

Aus aU diesen Gründen ist es dringend geboten, den Kampf um 
die Beachtung der Menschenrechte nicht nur auf männliche Ver- 
folgte zu beschränken, sondern den besonderen Aspekten von 
Menschenrechtsverletzungen an Frauen die gleiche Beachtung 
und Aufmerksamkeit zu schenken und diese nachdrückhch zu ' 
verurteüen. Diese Große Anfrage soU einen Beitrag dazu leisten, 
die Menschenrechtspohtik zu aktivieren, national wie inter- 
national. 
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